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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 1. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen. 8 

Kopenhagen, 30. Juni. Nach der „Berling'ſchen Zeitung“ 

wird der König von Schweden am 17. Juli hier eintreffen und, wie 
vorläufig beſtimmt iſt, bis zum 19. verweilen. 


Preußen. 

Berlin, 30. Juni. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem General⸗Lieutenant z. D. Frhrn. v. d. Horſt 
zu Bückeburg den rothen Adler⸗Orden 1. Klaſſe mit Eichenlaub, dem 
Kreisgerichtsrath Ludwig Albert Graßhoff zu Landsberg a. d. W. den 
rothen Adler⸗Orden 4. Klaſſe, dem Kaufmann Johann Chriſtian Gott⸗ 
lieb Boehme zu Lauban und dem kgl. ſächſiſchen Rittmeiſter Senfft 
v. Pilſach im Garde⸗-Reiter⸗Regiment den königlichen Kronen-Orden 
4. Klaſſe, ſowie dem Kreisgerichts-Boten und Executor Friedrich Trend 
zu Königsberg i. Pr. das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner 
den Appellationsgerichts⸗-Rath Wentzel in Glogau zum Ober⸗Tribu⸗ 
nals⸗Rath zu ernennen; den Appellationsgerichts-Rath Mühlbach zu 
Hamm in gleicher Eigenſchaft an das Appellalionsgericht zu Paderborn 
und den Appellationsgerichts⸗Rath Springmühl zu Ratibor in glei⸗ 
cher Eigenſchaft an das Appellationsgericht in Hamm zu verſetzen; den 
Kreisgerichts- Director Kindler in Langenſalza zum Appellationsgerichts⸗ 
Rath in Frankfurt a. O. zu ernennen; und dem Appellationsgerichts⸗ 


Kanzliſten, Kanzlei⸗Secretär Stempel in Greifswald den Charakter 


als Kanzlei⸗Rath zu verleihen. 
ii Der bisherige Privatdocent, Prorector Dr, N, Lieberkühn in Berlin 
: 5 er außerordentlichen Profeſſor in der medizinischen Facultät der hieſigen 
nigl. Univerſität ernannt worden. Der Wundarzt 1, Klaſſe ze. Schäfer 
zu Sagan iſt zum Kreis⸗Wundarzt des Kreiſes Sagan ernannt worden. (St.⸗A!) 
x [Lotterie.] Die Ziehung der 1. Klaſſe 126. kgl. Klaſſen⸗Lotterie wird 
ach planmäßiger Beſtimmung den 9. Juli d. J., Morgens 7 Uhr, ihren 
Abe nehmen; das Einzählen der ſämmtlichen 95,000 Ziehungsnummern 
Nach nebſt den 4000 Gewinnen gedachter 1. Klaſſe ſchon den 8. d. Mts., 
achmittags 2 Uhr, durch die königl. Ziehungs⸗Commiſſarien im Beiſein 
a dazu beſonders aufgeforderten Lotterie⸗Einnehmer Hemptenmacher, Poppe 
n von hier, öffentlich im Ziehungsſaal des Lotterie⸗Gebäudes 
ilitar⸗Wochenhlatt Körner Sec. Lt. vom 2. Thür. Inf.⸗Regt. 
d r. D in das 3. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 58; Scherbening, Major & la suite 
Abt ſipr. Art.⸗Brig. Nr. 1 und Adjut. der General Inſp. der Art, als 
3 h. Kommdr. in die Magdeb. Art.⸗Brig. Nr. 4 verſeßt. Weigelt, Major 

f der Oſtpr. Art.⸗Brig. Nr. 1 und kommandirt als Adjut. bei der Gen.⸗ 

niveltion der Art., unter Stellung à la suite der genannten Brig. zum 
2 5 bei der General⸗Inſp. der Art. ernannt. Wohlgeboren, Major und 

a e von der Oſtpr. Art.⸗Brig. Nr. 1, zum Abth.⸗Kommdr. ernannt. 

b mann, OberſtLieutenant von ver Pommerschen. Ariillenſe⸗Brigade 
alt „in die Rhein. Artillerie⸗Brigade Nr. 8 verſetzt. Heinls, Major und 
Bes . von der Pomm. Art.⸗Brig. Nr. 2, zum Abth.⸗Kommdr. ernannt. 
Art ap Hauptm. und Battr.:Chef von der Magdeb. Axt.⸗Brig. Nr. 4, zum 
Nied f, zn Platz in Neiſſe ernannt. The Loſen, Major a la suite der 
Mi 10805 Art.⸗Brig. Nr. 5, unter Entbindung von dem Verhältniß als 
= er ne „ als ze lommbt. in 25 8 

B. . „Hauptm. mp. von der 
Wer Cen Brigade Nr. 5, zum Artillerie⸗Offizier vom Piat in Schweidnitz, 
Hart! inski, Hauptmann von derſ. Brigade, zum Komp. reſp. Battr.⸗Cheſ, 
Stel ch, Haupim. und Vatkr. Chef von der Schleſ. Art⸗Brig. Nr. 6, unter 
rn & la suite der Brig., zum Mitgliede der Art -Brüfungs-Kommiflion 
Sant, v. Gleißenberg, Major und Artill.:Offiz. vom Platz in Neiſſe, als 
2 b⸗Kommdr. in die Magd. Art.⸗Brig. Nr. 4, Cotta, Hauptm. und Art. 
Se Plaz in Spandau, als Battr.⸗Chef in dieſelbe Brig. Schröter, 

kel. Ard Art.⸗Oſffiz. vom Platz in Schweidnitz, als Battr. Chef in die 
N. el. eig. k. 6 verſetzt. Habbicht, Hauptm. und Art.:Difi. vom 
15 an iltenberg, zum Major befördert. Prinz Albrecht von Preußen 
der g 1 Hoh., Oberſt a la suite des Garde⸗Drag.⸗Regts. und beauftragt mit 
Landen hrung deſſelben, zum 1. Kommdr. des 2. Bats (Stettin) 1. Garde: 
Ei siegte, ernannt, v. Koſchitzti, Intendantur⸗Rath vom 1. zum 6., 

B. ‚ Intendantur⸗Aſſeſſor vom 3. zum 6. Armee⸗Korps verſetzt. 

5 erlin, 30. Juni. (Offizielle Berichtigung.] Die 
Re: ernz.“ ſchreibt beute an der Spitze ihres Blattes: Mehrere Blät⸗ 
— enthalten in Correſpondenzen aus Berlin wiederholt Mittheilungen 
h er angebliche Differenzen innerhalb des Staatsminiſteriums in Be⸗ 
i eff des Militärbudgets. Wir ſind dem gegenüber zu der Erklärung 
za, daß in dieſer, wie in jeder anderen Beziehung vollſtändige 

ebereinſtimmung in der Staatsregierung obwaltet. 

En [Bom Hofe] Ihre Majeſtät die Königin, welche bei Ihrer Ankunft 
pri 8. Morgens in? otsdam noch von dem nach England abreiſenden Kron⸗ 
Veſuch tal. Hoh. Ab chied nehmen konnte, empfing im Laufe des Tages den 
x ans rer kaiſ, Hoheiten des Großfürſten und der EEE ichael 
br 9 and, welche bei Ihren Majeſtäten ſpeiſten, und ſtattete Abends 
er tajeftäten der Königin von Sachſen und der verwittweten Königin 
iſabeth Ihren Beſuch auf Schloß Sansſouci ab. Dieſer Beſuch wurde 
berg von beiden hohen Serum erwiedert, nachdem die königl. Majeſtäten 
Int Goitesdienſte in der Friedenskirche beigewohnt und den Prinzen Karl 
nigl. Hoh. zu ſeinem Geburtstage beglückwünſcht hatten. Die Familien⸗ 


tafel fand in Glienicke und des Abends eine Geſellſchaft bei Sr. königl. Hoh. 


>. 


em Prinzen Friedrich Karl im neuen Jagdſchloſſe ſtatt. — Ihre kaiſerlichen 
Hoheiten der Großfürſ und die Fra en efin Michael a Nuß 
Be haben bereits gejtern Morgens mit ihrem Sohne, dem Großfürſten 
Akolaus Michaelowitſch, die Reiſe nach Karlsruhe fortgeſetzt und ſich zunächſt 
zu einem kurzen Beſuch an den großherzogl. gi nach Weimar begeben, 
— Die Zuſammenſtellung der von den General⸗Commando's nunmehr 
eingegangenen Berichte über die in Folge des allerhöchſten Amneſtie⸗Erlaſſes 
vom 18. Oktbr. v. J. eingetretenen Straferlaſſe und Strafmilderungen hat 
ergeben, daß im Ganzen 4577 Militärperſonen die allerhöchſte Gnade in 
ieſer Weiſe zu Theil geworden iſt. 

[Feuer.] Die „Kreuzz.“ berichtet: Heute Morgen 10 Minuten 
nach 10 Uhr brach in dem kgl. Fourage⸗Magazin in der Köpenicker⸗ 
ſraße Feuer aus, welches in kurzer Zeit das ganze hintere Magazin 
ſowie den zunächſt der Schützen⸗Kaſerne gelegenen Seitenflügel vernich⸗ 
tete, auch mehrere auf der Spree hinter dem Grundſtück gelegene Kähne 
mit Torf ꝛc. entzündete. Beim Schluſſe unſeres Blattes war daſſelbe 
noch nicht vollſtändig gedämpft, doch keine Gefahr mehr; auch die 
Garde⸗Schützen⸗Kaſerne war in größter Gefahr geweſen. Ueber die 
Entſtehungsart ift bis jetzt nichts bekannt geworden. Eine Viertelſtunde 
ſpäter brach ein zweiter großer Brand in der Mühlenſtraße (am Stra: 
lauer⸗Thore) Nr. 50 aus. 

Berlin, 30. Juni. [Entfernung aus dem Offizier: 
ſtande.] Bei den Wahlen zur aufgelöſten Kammer ſtellte am 25. Nov. 
v. M. ein Wahlmann, der zugleich Landwehr⸗Lieutenant im 1. Ba⸗ 
taillon des 20. Landwehr⸗Regiments war, im vierten berliner Wahl⸗ 
bezirk an einen der Kandidaten, Herrn Staatsanwalt Oppermann (ges 
genwärtig Abgeordneter für die Priegnitz) folgende Frage: Ich frage 
den Herrn Kandidaten, welcher ſich für die unbedingte Aufhebung des 
Militärgerichtsſtandes erklärt hat: iſt derſelbe auch für die Aufhebung 
der übrigen gehäſſigen Prinzipien der Ofſtziere, namentlich daß 
fie Schulden, welche fie ohne Einwilligung ihres Kommandeurs ge: 
macht haben, nicht zu bezahlen brauchen, und daß, wenn gegen einen 
Offizier Execution vollſtreckt wird, ihm nicht ein Paraderock genommen 


werden kann, auch wenn er deren drei hat, während er doch nur einen 
gebraucht? — Der Wahlmann und Landwehr⸗Lieutenant wurde wegen 
dieſer Frage vor ein militäriſches Ehrengericht geſtellt und „wegen 
Handlungen, welche dem richtigen Ehrgefühl und den Verhältniſ⸗ 
fen des Ofſizierſtandes zuwider find“, zur Entfernung aus dem 
Offizierſtande verurtheilt. Das Ehrengericht, welches dieſen 
Spruch gefällt hat, iſt das der Stabsoffiziere der 6. Diviſion des hie⸗ 
. Die allerhoͤchſte Beſtätigungsordre datirt vom 
Juni. 


K. C. Berlin, 30. Juni. [Der Geſetz⸗Entwurf über die Be⸗ 
ſteuerung des Bergbaues] iſt in den Motiven charakteriſirt als „eine 
durchgreifende Reform in der Beſteuerung des inländiſchen Bergbaues, welche 
mit dem 1. Januar 1865 zum Abſchluß gelangen ſoll. Die Cifenergberg- 
werke ſollen von den feitherigen Abgaben gänzlich befreit, der übrige Berg⸗ 
bau durch Aufhebung beziehungsweiſe Ermäßigung der Abgaben in dem 
Maße erleichtert werden, daß von dieſer Seite der Entwickelung und Con⸗ 
eurrenzfähigkeit der Bergwerks⸗ und Hütten⸗Induſtrie in Preußen keine Hin: 
derniſſe mehr entgegenſtehen; dem anerkannten Bedürfniſſe nach Gleichſtel⸗ 
lung der Bergwerksabgaben in den rechts⸗ und linksrheiniſchen Landestheilen 
ſoll entſprochen werden, nachdem die dieſer Ausgleichung ſeither entgegenge⸗ 
tretenen Schwierigkeiten durch Herabſetzung der Abgaben und Aufhebung der 
ſingulairen Abgabebefreiungen in den Landestheilen rechts des Rheines be⸗ 
jeitigt fein werden. Der Entwurf will mit dem 1. Januar 1865, nach Be⸗ 
ſeitigung aller übrigen ede den Bergbau, ausſchließlich der Eiſenerz⸗ 
Bergwerke, im ganzen Umfange des Staates mit einer 2prozentigen Brutto⸗ 
ſteuer belegen. — Die weitere Entlaſtung der Berg: und Hütten⸗Induſtrie 
von Staatsabgaben wurde ſchon im vorigen Jahre als wünſchenswerth er⸗ 
kannt und vor ehalten; jetzt muß fie eintreten wegen der Ermäßigung der 
Eingangszölle auf aim: in Folge des Abſchluſſes des Handels⸗Vertrages 
mit Frankreich; es kann kein Zweifel beſtehen, daß der Abſchluß jenes 
Handels⸗Vertrages eine tief eingreifende Bedeutung für die preußiſche 
ee erlangen wird. Dieſelbe muß nicht nur auf eine groͤ⸗ 
ßere Concurrenz des Auslandes am inländiſchen Markte gerüſtet ſein, 
ſondern auch ihr Beſtreben dahin richten, von den erweiterten Abſatz⸗ 
Gebieten dadurch Vortheil zu ziehen, daß ſie exportirt und die Con⸗ 
cuxrenz auf den Märkten des Auslandes beſteht.“ Zunächſt muß die gänz⸗ 
liche Befreiung des Eiſenerz⸗Bergbaues von Abgaben erfolgen; bekanntlich 
iſt der Eiſenerz⸗Bergbau des Auslandes hinſichtlich der Staats⸗Abgaben viel⸗ 
fach günſtiger geſtellt, als der des Inlandes; abgeſehen von England, Frankreich 
und Belgien, wo derſelbe entweder ganz abgabenfrei, oder doch nur aus⸗ 
nahmsweiſe den Bergwerksſteuern unterworfen iſt, kommt hier als haupt⸗ 
ſächlicher Concurrent des Eiſenerz⸗Bergbaues in den weſtlichen Provinzen, 
das mit reichen Eiſenerz⸗Lagerſtätten geſegnete Herzogthum Naſſau in Be⸗ 
tracht. Die Abgaben von den dortigen Eiſenerzen, deren Einfuhr durch die 
jetzigen Communications » Mittel und die billigeren Frachten weſentlich be⸗ 
günftigt wird, find in neueſter Zeit durch ein die Bergwerks⸗Abgaben be⸗ 
treffendes Geſetz vom 22. November 1861 auf eine Gewerbeſteuer von ein 
Fünftel Prozent des Verkaufswerthes der Bergwerks⸗Producte als Simplum 
und eine geringe Feldesſteuer herabgeſetzt worden.“ Das Intereſſe des 
Steinkohlen⸗Bergbaues, ſo wie das — Intereſſe des Staates an der 
Hebung des Eiſenbahnverkehrs durch Steigerung der Induſtrie (im Siegen⸗ 
ſchen z. B.) treten hinzu. Es fallen alſo weg: vom 1. Januar 1863 ab die 
Staatsabgaben von den Eiſenerz⸗Bergwerken in der ganzen Monarchie; vom 
1. Januar 1865 ab das Receßgeld von allen übrigen Bergwerken; vom 
1. Januar 1868 ab die nach Alinea 1 im § 7 des Geſetzes vom 12. Mai 
1857 erhobenen, fo wie einige andere ähnliche feſte Abgaben: die rechtsrhei⸗ 
niſche Brutto⸗Bergwerksabgabe von 4 % wird mit dem 1. Januar 1863 


auf 3 %, mit dem 1. Januar 1864 auf 2 %, und mit dem I. Jan, 1865 
auf 1 % ermäßigt, wogegen mit dem letztgenannten Termine auch alle Be⸗ 


freiungen, ß weit ſie nicht auf privatrechtlichem Titel beruhen, wegfallen und 
der Hüttenbetrieb zur Gewerbeſteuer herangezogen wird. — Endlich will der 
Entwurf ein einheitliches Steuerſyſtem auf beiden Rheinſeiten einführen. Dabei 
entſteht „die wichtige Frage, ob der Beſteuerungs⸗Modus nach dem Brutto: oder 
derjenige nach dem Nekto⸗Ertrage ſich als der zweckmäßigere empfehle, und ob des⸗ 
halb die Gleichſtellung beider Rheinſeiten durch Beibehaltung des Syſtems 
der feitherigen preuß. Geſetzgebung oder durch allgemeine Einführung der 
Grundſätze des franzöſiſchen Bergwerks⸗Geſetzes vom 21. April 1810 und 
feine fpäteren Ergänzungen zu bewirken fein werde.“ Nach genauer Erwä⸗ 
gung iſt die Regierung überzeugt, „daß, ganz abgeſehen von der größeren 
oder geringeren rationellen Berechtigung des einen und des anderen Be⸗ 
ſteuerungs⸗Modus, die Beſteuerung des Brutto⸗Ertrages aus rein prak⸗ 
tiſchen Gründen den entſchiedenſten Vorzug vor der etto⸗Steuer verdient.“ 
Sehr beachtenswerth iſt in dieſer Beziehung, daß im Herzogthum Naſſau 
1 8 und Stände im vorigen Jahre die Nettobeſteuerung aufgegeben 
und die Bruttobeſteuerung eingeführt haben. Der Ausſchuß der dortigen 
erſten Kammer erwähnt in ſeinem Berichte über den Geſetzentwurf, „daß 
die Vorausſetzungen, worauf das bisherige Steuergeſetz beruhe, daß nämlich 
der Reinertrag der Bergwerke aus den Grubenrechnungen mit Sicherheit 
ermittelt werden könne, ſich in der Erfahrung als vollſtändig irrig erwieſen 
und zu einem Kampfe zwiſchen den Bergbehörden und den Bergbautreiben⸗ 
den geführt habe, welcher ſie zum großen Nachtheile der Sache gänzlich zu 
entfremden drohe;“ die Beſteuerung des Bruttoertrages der Bergwerke 
komme der wirklichen Beſteuerung des reinen Einkommens am nächſten; 
das bei der Nettobeſteuerung „unentbehrliche Grubenrechnungsweſen“ babe 
u einer unverhältnißmäßigen Belaſtung der Berg⸗Behörden und Berg⸗ 
autreibenden und zu einer unerträglichen Controle geführt. Aehnlich 
heißt es in dem Berichte des Ausſchuſſes der zweiten Kammer, „die Brutto⸗ 
berg des Bergbaues laſſe ſich, da ſie mit dem Prinzipe des ganzen Be⸗ 
ſteuerungsſyſtems nicht übereinſtimmen, nur in fofern rechtfertigen, als das 
reine Einkommen weder mit Sicherheit noch mit Wahrſcheinlichkeit ermittelt 
werden könne. Bisher habe eine ſo tief eingreifende Controle, wie ſie be⸗ 
hufs der Beſteuerung von Seiten der Staatsbehörden in die Privatverhält- 
niſſe der Bergbautreibenden geübt worden ſei, nicht einmal ausgereicht, um 
eine zuverläßige, den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechende gleichmäßige 
Beſteuerung der Bergbautreibenden unter einander, ſowie den übrigen Steuer: 
pflichtigen des Landes gegenüber, zu ermöglichen. Eine ſolche Controle aber 
noch weiter auszudehnen, erſcheine nach privatrechtlichen Grundſätzen weder 
billig noch zuläſſig. Die vielen im Laufe der Zeit vernommenen Klagen der 
Bergbautreibenden über das Gruben⸗Nechnungsweſen erſtrecken ſich nicht 
allein auf die bei der heutigen Geſchäſtswelt unbeliebte Einſichtnahme in 
den inneren Geſchäftsverkehr, die von den Bergbautreibenden nur ungern 
ertragen werde und keinesfalls zur Aufmunterung des Bergbaues diene. 
Es ſei daher im Intereſſe des Staats, wie der Bergbautreibenden geboten, 
den feitherigen, dem beabſichtigten Zwecke nicht entſprechenden Beſteuerungs⸗ 
modus zu beſeitigen und ſtatt deſſen die Bruttobeſteuerung einzufübren. Die 
bei der Durchführung der Nettobeſteuerung hervorgetretenen Schwierigkeiten 
beſtehen vornehmlich darin, daß, wenn der Staatskaſſe ein genügendes Re⸗ 
ſultat aus der Reinertragsſteuer geſichert werden ſoll, zur Ermittelung der 
letzteren nicht allein ein großer Apparat von Beamten, ſondern auch ein 
ſpecielles Eingehen in die Verwaltungs: und finanziellen Verhältniſſe 
der Bergwerksbeſitzer nothwendig wird. Berückſichtigt man nun das 
fiscaliſche Auen einerſeits, und erwägt man andererſeits, daß 
nach dem in heutiger Zeit von der Berg» Geſetzgebung mit glüg⸗ 
lichen Erfolge eingeſchlagenen Richtung die Staatsbehörden nicht mehr in 
die ökonomiſchen Verhältniſſe der Bergbautreibenden eindringen, und des⸗ 
halb auch nicht mehr verlangen dürfen, daß die Werksrechnungen nach be⸗ 
ſtimmt vorgeſchriebener Form geführt und zur Einſicht und Prüfung vorge⸗ 
legt werden“, und es finden ſich ſomit „manche Vorſchläge, welche ſich zum 
Theil an beſtehende Einrichtungen anlehnen könnten, von vorne herein ihre 
Erledigung. Dies gilt zunächſt und vor Allem von dem Vorſchlage, bei 
1 einer Reinertragsſteuer die Ermittelung des Reinertrages auf 
Grund vollſtändiger Grubenrechnungen vorzunehmen. Eine derartige Er⸗ 
mittelung findet gegenwärtig in den rechtsrheiniſchen Theilen des Königreichs 
Baiern und dem linkscheiniſchen Theile der Rheinprovinz, nach einem ver⸗ 
ſchiedenen Syſteme ſtatt.“ Aber abgeſehen von den ſchon erwähnten Ein⸗ 
wendungen gegen ein derartiges nur dem Steuer ⸗Intereſſe dienendes Rech⸗ 
nungsweſen würde daſſelbe in Preußen ohne eine erhliche Vermehrung der 


Beamtenkräſte und der damit zuſammenhängenden Verwaltungskoſten nicht 
durchführbar ſein. Nach der amtlichen Produktions⸗Ueberſicht ſind im Jahre 
1860 in Preußen neben 6886 friſtenden Bergwerken 1971 im Betriebe ge⸗ 
weſen, woraus ſich ermeſſen läßt, welchen Umfang das Rechnungs⸗Reviſions⸗ 
geſchäft annehmen würde. Andererſeits beweiſen die Erfahrungen, welche 
über die rechnungsmäßige Ermittelung des jährlichen Ertragszuſtandes der 
Bergwerke ſowohl in den linksrheiniſchen Landestheilen, als auch bei den 
Bleierz⸗ und Eiſenſtein⸗Bergwerken, der rechten Rheinseite vorliegen, zur Ge⸗ 
nüge, daß das jetzige Verfahren nicht allein mit vielfachen Belästigungen 
für die Bergwerksbeſitzer verknüpft iſt, ſondern auch verhältnißmäßig viele 
Arbeitskräfte erfordert. Weder das Eine noch das Andere entſpricht aber 
der Tendenz der neuen need und der durch das Geſetz vom loten 
Juni vorigen Jahres angeſtrebten Vereinfachung in der Organiſation 
der Berg⸗Behörden. Namentlich verträgt es fi mit jener, den Anfor⸗ 
derungen der heutigen National⸗Oekonomie und des geſammten Gewerhe⸗ 
weſens entſprechenden Tendenz nicht, wenn die Bergbautreibenden lediglich 
im fiskaliſchen Abgaben⸗Intereſſe genöthigt werden, Rechnungsbücher 
zu führen, deren Einrichtungen entweder den kaufmänniſchen u. [. w. Zwecken 
der Bergwerksbeſitzer nicht entſpricht, und deshalb noch die beſondere Füh⸗ 
rung anderer Bücher nothwendig macht, oder für die Betreiber der kleineren 
Werke zu komplizirt und zeitraubend iſt. Eben ſo wenig läßt es ſich mit 
der Befreiung der Bergwerksbeſitzer von der früher beſtandenen Controle und 
Einwirkung der Staatsbehörden vereinigen, daß die letzteren noch fortwäh⸗ 
rend von dem geſammten Haushalte, dem finanziellen Stande der Werle, 
den Handelsverbindungen ihrer Beſitzer u. |. wm. eine ins Einzelne gehende 
Kennkniß erlangen, ſei es bei Gelegenheit der Reviſion der Jahresrechnun⸗ 
gen, ſei es durch Einſicht und Prüfung der Bücher auf den Werken ſelbſt, 
wie ſolches nach dem linksrheiniſchen Verfahren in den häufigen Fällen ges 
ſchieht, wo die Rechnungen von den Bergwerksbeſitzern nicht rechtzeitig oder 
gar nicht eingeliefert werden. Es läßt ſich annehmen, daß die Werksbeſitzer 
meiſtentheils höchſt ungern ihre ökonomiſchen und commerziellen Verhältniſſe 
auf die angegebene Weiſe aufdecken. Ueberdies wird ſelbſt die ſorgfältigſte 
Prüfung nicht im Stande fein, der Behörde eine poſitive Gewißheit über 
den wirklichen Ertragszuſtand eines Werkes zu verſchaffen; entſcheidend iſt 
hierbei doch die größere oder geringere Pünktlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit 
der Werksbeſizer und ihrer Beamten.“ Eben fo wenig, wie demnach das 
Syſtem der Beſteuerung des Reinertrages auf Grund gelegter Rechnungen, 
empfiehlt ſich „eine lediglich auf Einſchätzung beruhende Reinertrags⸗ 
Steuer“, wie ſie etwa in der Einkommenſteuer vorliegt: aber die Ermittelung 
des jährl. Einkommens iſt ungleich einfacher und für die Steuerpflichtigen minder 
belaſtigend, als die Ermittlung des jährl. Reinertrags; denn in jenem Fall haben 
die Einſchätzungsbehörden jedes läſtigenꝑEindringens in die Vermögens u. Erwerbs⸗ 
Verhältniſſe der Steuerpflichtigen ſich zu enthalten; ſelbſt unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Ergebniſſe der Veranlagung der Einkommenſteuer als durch⸗ 
aus befriedigend anerkannt werden müßten, würde dennoch nur die Annahme 
ſtatthaft ſein, daß es gelungen ſei, das Geſammt⸗Einkommen jedes Steuer⸗ 
pflichtigen richtig zu erfaſſen, ohne daß deshalb ein Gleiches auch in Betreff 
der Schätzung des Ertrages der einzelnen Einkommenquellen ſich annehmen 
ließe,“ vielmehr geſchieht die Einſchätzung meiſt nach den Geſammt⸗Ver⸗ 
hältniſſen der Einſchätzenden. — Es bleibt endlich „zu prüfen, ob der Modus 
der Steuer⸗Ermittelung, wie er in Uebereinſtimmung mit dem franzöſiſchen 
Bergwerksgeſetze vom 21. April 1810 und dem Dekrete vom 6. Mai 1811, 
aber abweſchend von dem Verfahren in dem links rheiniſchen Theile der 
Rheinprovinz, in Frankreich und Belgien beibehalten worden iſt, den Anfor⸗ 
derungen an eine allgemein einzuführende Reinertragsſteuer entſprechen 
würde.“ Aber „das Verfahren bei Feſtſtellung der proportionellen Berg⸗ 
werksſteuer, welche bekanntlich in Frankreich mit 5 pCt., in Belgien da⸗ 
gegen ſeit längerer 2 nur mit 2% pCt. des ſteuerbaren Reinertrages er» 
hoben wird, hat ſich keineswees einfach geſtaltet. Außer dem Bergwerks⸗ 
Ingenieur, dem ein großer Theil der Vorarbeiten, und namentlich die An⸗ 
fertigung des beſchreibenden Theiles der Betriebs⸗Ueberſicht über jedes zur 
Steuer Beramsuziebende Bergwerk, ferner die Aufſtellung der Mutterrolle und 
die Herbeiſchaffung der zur Beurtheilung des Extragszuſtandes erforderlichen 
Materialien übertragen it, und außer dem Präfecten, welcher auch ſeinerſeits 
an dieſen Vorarbeiten Theil zu nehmen hat, fungiren zwei, von einander unab⸗ 
hängige Commiſſionen, das Comité de proposition und das Comité d'svaluation. 
Der Hauptſache nach fallen die Steuerermittelungsarbeiten auch bei dieſer Organi⸗ 
ſation dem Bergwerks⸗Ingenieur und dem Präfekten zu, würden alſo bei einer 
gleichen Einrichtung in Preußen den Beamten der Bergbehörde zu übertragen ſein 
und ſomit vorausſichtlich vermehrte Beamtenkräfte erfordern. Außerdem wird 
aber auch bei dieſem Einſchätzungsverfahren eben deshalb, weil der Reinertrag 
ermittelt werden muß, eine ſpecielle Einſichtnahme in den Haushalt der 
einzelnen Bergwerke erforderlich.“ Zwar ſoll Rechnungslegung ſeitens der 
Werks⸗Eigenthümer nicht ftattfinden, aber ſowohl der Präfekt als auch der 
Bergwerks⸗Ingenieur ſollen zur näheren Aufklärung des Comité d evaluation 
zuvor jede von ihnen für nothwendig erachtete Auskunft herbeiſchaffen. — 
„Als ſchließliches Reſultat ſtellt ſich heraus, daß es nicht gelingen wird, bei 
der Einführung der Reinertragsſteuer einen Modus für die Ermittelung 
dieſer Steuer zu finden, welcher auf der einen Seite ein genügendes Ergeb⸗ 
niß für die Staatskaſſe garantirt, und auf der anderen Seite jedes Ein⸗ 
dringen der Bergbehörde in das Rechnungsweſen der Bergwerksbeſitzer aus⸗ 
ſchließt. Es iſt deshalb beſonders beachtenswerth, daß auch das Conseil des 
mines zu Brüſſel — freilich ſeither ohne praktiſchen Erfolg — bereits im 
Jahre 1853 für die Einführung der Beſteuerung nach dem Productionswerthe 
votirt hat, und daß auch in Frankreich competente Stimmen in dieſem 
Sinne laut geworden ſind. Der vorliegende Entwurf hat demnach das 
Princip der Brutto⸗Beſteuerung beibehalten.“ 


Deutſehlan d. 

Frankfurt a. M., 27. Juni. en e e auf 
die Eingabe des Paſtor Claujen.] Der Bundesverſammlung lag 
neulich in einer ihrer Sitzungen (am 8. Mai) ein Fall vor, der allerdings 
eine Epiſode aus den ſchleswig⸗holſteiner Wirren und ihren Folgen enthielt, 
bei dem ſie ſich aber doch nicht in der Lage fand, in der erbetenen Weiſe zu 

elfen. Es betraf das Geſuch des vormaligen Paſtors W. G. Claufen in 
ln im Herzogthum Holſtein um Gewährung einer Penſion, oder Unter⸗ 
ſtützung aus der Bundeskaſſe. Clauſen war nach ſeinen Eingaben, denen be⸗ 
glaubigte Abſchriften der Beweisſtücke beilagen, 32 Jahre lang Pfarrer in 
Schleswig geweſen, hatte ſich im Jahre 1850 um das erledigte Paſtorat in 
Ahrensböck in Holſtein beworben, und war auch in ſolchem nach der auf ihn 
gefallenen Wahl der Gemeinde von der damaligen Statthalterſchaft beſtätigt 
worden. Im Jahre 1855 wurde er jedoch von dieſem Amte ohne Angabe 
eines Grundes und ohne daß ſein Geſuch um ee gefunden, 
vom königl. Miniſterium entlaſſen. Ueber feine geſammte 2 N und 
ſeinen Lebenswandel übergab er zahlreiche günſtige 90 80 fle auch konnte 
er hauptſächlich darauf hinweiſen, daß ihm unterm 30. Oktober 1855, alſo 
nach ſeiner Entlaſſung, vom k. herzogl. Miniſterium ſelbſt die Erlaubniß er⸗ 
theilt worden ſei, ſich um Patronats⸗ oder Wahlpfarreien in Holſtein zu be⸗ 
werben, mit ausdrücklich ertheilter Ausſicht auf königliche Beſtätigung im Falle 
einer Präſentation. Aber auf dieſem Wege war er bei bereits vorgerücktem Alter 
in den Wahlbewerbungen nicht glücklich; feine Bitte um eine Penſion oder 
um ein Wartegeld wurde ihm von dem Miniſterium für Holftein und Lauen⸗ 
burg abgeſchlagen; die Ernährung ſeiner zahlreichen Familie durch literariſche 
Arbeiten oder Hilfspaſtorationen wird ihm immer ſchwerer; — ſo wandte er 
ſich denn mit jener Bitte an die Bundesverſammlung. Aber die Reklama⸗ 
tionskommiſſion konnte ſie nicht befürworten. Ein unaufgefordert zu den 
Akten des Ausſchuſſes abgegebenes Schreiben des Miniſteriums für Holſtein, 
fellt jedes politiſche Motiv bei der ſpäteren Wiederentfernung Clauſen's in 
Abrede, giebt vielmehr ungeeignetes Benehmen im Amte an, anerkennt aber 
die demſelben ertheilte Erlaubniß zur Bewerbung um Pfarreien und die in 
Ausſicht geſtellte Beſtätigung. Eine Beſchwerde wegen verweigerter Rechts⸗ 
hilfe liegt nicht vor. Der Bittſteller hat gar nicht verſucht, den Rechtsweg 
zu betreten. Ebenſowenig iſt ein ſonſtiger unmittelbarer Schritt gegenüber 
von der königl. herzogl. Regierung erbeten oder indicirt. So lag denn nur 
eine Bitte um eine Unterſtützung aus der Bundeskaſſe vor, die aber prin ipiell 
abſchlägig zu beſcheiden war, und für welche der Ausſchuß auch keine eſon⸗ 
deren Umſtände aufzufinden vermochte, die ein Abgehen von der Regel hätten 
rechtfertigen können, ſo beklagenswerth ihm übrigens der Fall zu ſein ſchien. 
Seiner Anſicht nach eignete ſich der Fall eben doch nur für eine freiwillige 
Berückſichtigung der Landes⸗Regierungen oder für die Thätigkeit der Privats 


unterſtützungsvereine; und er ſah jich daher genöthigt, das Nichteingeben auf 
die Bitte des Paſtors Clauſen zu beantragen, welchem Antrage denn auch die 


Bundesverſammlung beitrat. (Ganz natürlich und ohne daß wir uns irgend 


wie wundern!) 


Kaſſel, 28. Juni. [Verfaſſungs⸗Revers.] Ueber die (bereits 
telegraphiſch angezeigte) Ausſtellung der Verfaſſungs-Reverſe durch das 
Miniſterium, ſagt die „Heſſ. Morgenztg.“: „Landſyndikus Dirks hat 
dem Vernehmen nach alsbald nach Wiedereinſetzung in ſein Amt von 
den neuen Miniſtern die vorgeſchriebenen Reverſe verlangt, worin dieſe 
Beobachtung und Aufrechthaltung der wiederhergeſtellten Verfaſſung von 
Dieſe Reverſe find, wie man hort, dem Landſyndikus 


[Berichtigungen.] Die „Frankf. Poſt⸗Z.“ 
ſchreibt: daß Hr. v. Baumbach als Miniſter der auswärtigen Angele- 
Eben ſo daß der 
Landſyndikus Dirks die Miniſter zur Ausſtellung des Verfaſſungsrever⸗ 
ſes aufgefordert; dieſe haben ihm vielmehr ohne äußere Anregung auf 


1831 geloben. 
vollzogen zugegangen. 
Kaſſel, 28. Juni. 


genheiten in Betracht gekommen ſei, iſt unrichtig. 


Grund der Verfaſſung von 1831 den Revers zugeſtellt. 


Karlsruhe, 27: Juni. [Für den Handelsvertrag! hatte jede der 
5 Abtheilungen ein Mitglied in die Commiſſion zu wählen; die Wahl traf 
1 Der Antrag auf 
in e ſofort ausgeführt, fiel auf die Ab⸗ 
ten Fröhlich. Merkwürdig 
iſt dabei die Wahl Regenauers, des früheren Finanzminiſters; derſelbe iſt 
Auctorität in ſolchen Fragen, aber bisher in keine Commiſſion gewählt wor⸗ 
den, da ſich ſeine großdeutſch⸗concordatliche Partei auch ihrerſeiks ſtreng ab: 
ſondert. Hier machte man eine Ausnahme. Man erwartet die Debatte des 


die Abgeordneten rtaria. 
Wahl von 6 Ver 


geordneten Knies, Frick, 


auler, Buhl, Poppen, Moll, 


irsner, Regenauer, Häuſſer, 


Vertrages nicht vor Auguſt; bis dahin feiert die Kammer. 


Nieder⸗Ingelheim, im Großh. Heſſen, 25. Juni. [Kirch⸗ 
licher Confliet.] Dem „Rhein. Beobachter“ wird von hier geſchrie⸗ 
Der Anordnung, aus Anlaß der Trauer um die Großherzogin 
jeden Tag vier Wochen lang in allen Orten läuten zu laſſen, entſprach 
Auf desfallſige An⸗ 
frage bezog ſich Herr C. darauf, daß ihm noch kein Befehl hierzu von 
Der Bürgermeiſter Weitzel, der Anſicht, 
daß dem Befehl der Regierung nachzukommen ſei, und in Betracht, 
daß die Glocken auf dem betreffenden Thurme nicht allein der katholi⸗ 
ſchen, ſondern der ganzen Gemeinde gehören, ließ darauf hin das Läu⸗ 
Die Folge dieſes Vorgehens war eine Beſchwerde⸗ 
Natürlich iſt dieſelbe dem Bürgermeiſter 
zur Rechtfertigung zugegangen, und dieſer ſoll eine ſehr gelungene Ver⸗ 
Bevor nun die gerichtliche Entſcheidung er⸗ 
folgt iſt, meldet eine Zuſchrift des Pfarrers C., Namens des kathol. 
Kirchenvorſtandes, dem evangel. Pfarrer, daß der katholiſche Kirchen⸗ 
vorſtand beſchloſſen habe, künftighin, da die evangeliſche Gemeinde nun⸗ 
keinerlei Geläute von Seiten der 


ben: 
der katholiſche Pfarrer Herr Closmann nicht. 


dem Biſchofe zugekommen ſei. 


ten vornehmen. 
ſchrift des Herrn Pfarrers. 


theidigung gegeben haben. 


mehr im Beſitze von Glocken ſei, 
Akatholiken zu geſtatten. Darüber herrſcht nun wieder große Aufre⸗ 
gung unter der proteſtantiſchen Bevölkerung. 


Ruß lan d. 

St. Petersburg, 24. Juni. [Die Folgen der Feuers⸗ 
brünſte.] Der Adel, die Municipalität und die Kaufmannſchaft beeilen 
ſich, den Abgebrannten zu Hilfe zu kommen. Letztere hat dies in ganz 
ſonderbarer Weiſe gethan; ſie hat nämlich die Bank erſucht, 300,000 
Rubel beizuſteuern und dafür den Escompte fo lange um 4 Procent 
höher zu berechnen, bis der Betrag wieder eingebracht iſt. Den Stu⸗ 
denten iſt es denn doch nahe gegangen, daß man ſie als die Urheber 
der Brandſtiftungen bezichtigte, und mehrere derſelben haben ſich an 
die „Nordiſche Biene“ gewendet, die denn auch ſich beeilt hat, zu 
erklären, daß man Unrecht hätte, die Thaten Einzelner der ganzen 
Corporation beizumeſſen. Indeß kommen wir langſam um das Bischen 
liberale Errungenſchaften der letzten Jahre. Man hatte es namentlich 
gern geſehen, daß auch die Soldaten anfingen, leſen und ſchreiben zu 
lernen, ja man hatte ſogar Militärblätter à la portée des gemeinen 
Mannes gründen laſſen. Ich hatte Ihnen aber ſchon vor Monaten 
aus perſönlicher Erfahrung gemeldet, daß beſonders in dem, wie überall, 
ſo auch hier halbgebildeten Offiziercorps die ſocialiſtiſchen Ideen ſtark 
verbreitet ſeien. Sie ſind auch in die Sonntagsſchulen der Kaſernen 
gedrungen, und nachdem konſtatirt wurde, daß eigenthumsgefährliche 
Tendenzen, Inſubordination und Deſertion in mehreren derſelben 
gepredigt worden, befahl der Kaiſer, da eine Detail-Ueberwachung 
unmöglich, d. h. da man Niemandem mehr recht trauen kann, die Sper⸗ 
rung aller Sonntagsſchulen für Soldaten. Auch dürfen die Militär: 
Lokalitäten nicht mehr für Verſammlungen von Civilperſonen her⸗ 
gegeben werden. — Es wurde bereits erzählt, daß ein Soldat, der 
einen Verführer verhaftet hatte, zum Unteroffizier befördert worden. 
Das Beiſpiel wirkte, und dieſer Tage verhaftete wieder ein anderer 
Soldat deſſelben Regiments einen Mann aus dem Givilftande, ver: 
ſichernd, derſelbe habe ihn zum Treubruch verleiten wollen. Der „Ver⸗ 
führer“ wurde auf die Polizei gebracht und da ſtellte ſich's zu ſeinem 
Glück heraus, daß er ein vor kurzem angekommener Franzoſe iſt, der 
auch nicht ein Wort ruſſiſch ſpricht. Er wurde entlaſſen, der Soldat 
aber geſtand, er habe gehofft, auch Corporal zu werden. Das Faktum 
iſt fo ziemlich das Signalement unſerer Zuftände und dürfte die Be: 
hörden beſtimmen, etwas vorſichtig im Verſprechen von Belohnungen 
und im Strafen zu fein. Hätte der Soldat zufällig einen Ruſſen ver- 
haftet, was wäre geſchehen? Vielleicht ein Juſtizmord. Hier in der 
Hauptſtadt mag freilich ein Uebergreifen der militäriſchen Allmacht 
weniger zu befürchten ſein, aber wer da weiß, wie z. B. voriges Jahr 
in den Provinzen bei den erſten Bauerntumulten mancher Gouverneur, 
Graf Apraxin z. B., faſt ohne alle Urſache unter die verſammelten 
Bauern feuern ließ, dem wird's bange bei den Vollmachten, welche 
letzthin dieſen Gouverneuren ertheilt wurden. Hoffentlich geben ihnen 
geheime Inſtructionen mildere Weiſungen. (N. Z.) 


Dänemark. 

Kopenhagen, 26. Juni. [Eine Geſammtſtaatsverfaſ— 
ſung.] Man erzählt ſich gegenwärtig in divlomatiſchen Kreiſen, daß 
die zu octroyirende Geſammiſtaatsoerfaſſung nunmehr eheſtens an's Licht 
treten werde. Man will wiſſen, daß das engliſche Cabinet ſich in her⸗ 
vorragender Weiſe für dieſe Angelegenheit intereſſire und Alles auf: 
biete, um durch ein moͤglichſt gerechtes Abkommen den Grund zu 
Klagen nach allen Seiten hin abzuſchneiden, um damit den fatalen 
däniſch⸗deutſchen Streit, der Europa ſchon allzu lange theils beunruhige, 
theils langweile, endlich aus der Welt zu bringen. Man will eben⸗ 
falls wiſſen, daß die Geſammtoerfaſſung, bei welcher ſich zu beruhigen 
England die deutſchen Mächte zu bewegen übernehmen dürfte, zwar 
hieſigen Wünſchen bei Weitem nicht entſprechen wird, doch aber der 
Art iſt, daß dabei eine ungeflörte Fortentwicklung und Conſolidirung 
der Monarchie unter der jetzigen ſowohl, als künftigen Dynaſtie ſtatt⸗ 
finden kann. Es wird von Einigen ſogar behauptet, daß die Leiter 
des Studentenfeſtes, gerade um dieſer Sache keine Schwierigkeiten in 
den Weg zu legen, ſo große Moderation gezeigt haben und daß ihre 
Haltung, dem zu Erwartenden gegenüber, jener Moderation entſprechen 
werde. Namentlich Hrn. Ploug's Aeußerung, daß Holſteins völlige 

Ausſonderung eine Unmöglichkeit ſei, daß eine Realiſirung des politi⸗ 
ſchen Skandinavismus zu Lebzeiten der gegenwärtigen Generation nicht 
wahrſcheinlich ſei, beſtärkt Manche in dieſer Auffaſſung, da gerade die 
große Beſonnenheit, welche dieſer um die Weckung nationalen und 
politiſchen Lebens im Lande fo hoch verdiente Politiker gezeigt hat, 
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dafür Bürgſchaft giebt, daß er von der Beſchaffenheit der Situation 
genau unterrichtet iſt. Es fragt ſich doch, ob ſolche Hrn. Ploug richtig 
verſtanden haben. (H. N.) 
Amerika. 

St. Norfolk, 2. Juni. [Vom deutſchen Turnerregimente.] 
Seit Ende März ſind wir in Bewegung, es geht ſüdwärts und der 
Feind hat uns bis jetzt noch nicht einmal mit Erfolg Stand gehalten 
oder uns geſchlagen. Bald wird wohl dieſe Rebellion und mit ihr 
der Krieg zu Ende ſein (ſ. auch unſere newyorker Correſp.) und wäh⸗ 
rend ich dieſe Zeilen ſchreibe, rückt vielleicht ſchon General M'Clellan 
in Richmond, den Sitz der Rebellenregierung ein (bis jetzt noch nicht. 
D. Red.). Unſer Regiment gehört jetzt wieder zu des alten General 
Wools Departement; wir ſtehen hinter Norfolk an der Grenze von 
Nord⸗Carolina und bewachen den Dismal⸗Sumpf⸗Kanal und die Nor: 
folk⸗Suffolk⸗Eiſenbahn. Das Land iſt ein einziger großer Sumpf, be⸗ 
lebt von Schlangen, großen Eidechſen und giftigen, mehrere Zoll lan⸗ 
gen Tauſendfüßen; die Vegetation iſt prachtvoll, die Magnolia's und 
Lorberbäume ſtehen gerade in Blüthe und ſtreuen ihre würzigen Düfte 
überall freigebig aus. Die Cedern, höher wie die Maften der höchften 
Schiffe und die Tulpenbäume bilden Wälder, die durch Schlingpflan⸗ 
zen von ſeltener Größe und Schönheit faſt undurchdringlich ſind. Vor 
drei Wochen haben wir den Zug nach Norfolk gemacht, der mit über⸗ 
raſchender Schnelle ausgeführt wurde und für den Norden ſehr vor⸗ 
theilhaft ausfiel. Norfolk, Portsmouth und die ganzen virginiſchen Kü⸗ 
ſtenſtriche fielen faſt ohne Widerſtand in unſere Hände, auch wurde der 
Feind dadurch genöthigt, das berühmte eiſerne Ungeheuer, die Merri⸗ 
mac, in die Luft zu ſprengen (wie bereits gemeldet). Unſer Regiment, 
das Turnerregiment, bildete bei dieſer Gelegenheit die Avantgarde und 
zeichnete ſich fo aus, daß unſer Oberſt Weber‘) vom Präſidenten 
zum General ernannt wurde. 

5. Juni. Geſtern Morgen verließen wir Portsmouth, um zu 
Mac Clellan's Armee zu ſtoßen; gegen Abend gelangten wir hier an, 
eine Unmaſſe ab- und zugehender Transportſchiffe, die ununterbrochen 
hin und her eilende Eiſenbahn, welche mit Provifionen beladen von 
hier abgeht und mit Verwundeten retour kommt, die vielen Feldhoſpi⸗ 
täler, das Alles deutet an, daß wir uns im Rücken einer großen Armee 
befinden. Alle Truppen, die in Camp Hamilton, Newport News und 
Norfolk entbehrlich waren, ſind hierher beordert worden. Das Steuben⸗ 
regiment kam einen Tag früher an als wir und iſt bereits nach den 
äußerſten Linien abmarſchirt, auch wir erwarten jeden Augenblick den 
Befehl zum Abmarſch. Als wir Portsmouth verließen, hatten die 
Sezeſſioniſten ausgeſprengt, daß wir die Stadt räumten, weil Gen. 
Huger wieder anrücke, um ſie zurückzuerobern; nur mit Mühe gelang 
es uns, die ängſtlich fragenden Unionsleute über dieſen Punkt zu 
beruhigen. 

Verwundete und Kranke berichten, daß ſeit den Gefechten vom Sonnabend 
und Sonntag, unſere Avantgarde in beſtändigen Scharmützeln mit dem 
Feinde begriffen iſt. Dieſe kleinen Gefechte koſten außerordentlich viel Leute 
und find für keine Seite von bedeutendem Nutzen; überall hört man, 
daß die Rebellen im Feuer ſehr gut ſtehen, aber bis jetzt noch keinem 
Bayonnetangriff energiſch Widerſtand leiſteten. Die Gefangenen, die 
hier anlangen, ſehen äußerſt abgeriſſen und heruntergekommen aus, von 
Uniformen iſt ſelten eine Spur an ihnen zu entdecken. Geſtern brachte 
man einen Theil von Johnſton's Stab, darunter ſeinen Aid de Camp, 
als Gefangene hier durch. 


[Aus Mexiko.] Die neuefle newyorker Poſt hat endlich Berichte z 


aus Veracruz bis zum 1. Juni überbracht, aus denen der „Moni⸗ 
teur“ nur einen hoͤchſt unvollſtändigen Auszug mittheilt. Es ergiebt 
ſich aus ihnen, daß ſich General Lorencez in der That von Amozoc 
nach Orizaba, auf halbem Wege zwiſchen Puebla und Veracruz, 
zurückgezogen hat. Auf dieſem Rückzuge und zwar in der Nähe von 
Orizaba fiel das Gefecht vor, bei welchem Marquez, ein merikanifcher 
Bandenführer von der reactionäre Partei, ſeine Vereinigung mit den 
Franzoſen bewerkſtelligte. Von großer Bedeutung wär die Affaire auf 
keinen Fall; ſie ſicherte jedoch den Rückweg nach Orizaba, welches nach 
einigen andern Scharmützeln nun auch mit Veracruz wieder in unbe⸗ 
hinderte Verbindung geſetzt fein ſoll. Die betreffende Mittheilung war 
aus Havannah nach Newyork gelangt. 


) Im F. 1849 Lieutenant in Baden. 
Breslau, 1. Juli. Wir hören ſoeben, daß die Zuder: 
Siederei in Peterwitz bei Kanth brennt. 


Breslauer Sternwarte. 


30, Juni 10 U. Abds.] 27 7,27 | +13,0 W. I. 
1. Juli 6 U. Morg.] 27 7,10 | +12,0 S. O. 


Heiter. 
Sonnenblicke. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 1. Juli. Oberpegel: 15 F. 4 3. Unterpegel: 2 F. — 3. 


Breslau, 30. Juni. [Wollbericht.] Der Umſatz von Wolle ſeit un⸗ 
ſerem letzten Wollmärktsbericht vom 6. d. Mts. umfaßte vornehmlich einige 
Tauſend Centner ſchleſiſche und auch poſener Wollen, die noch am Schluſſe 
des Marktes an auswärtige Käufer prenhiſe worden ſind. Während der 
kurz darauf ſtattgefundenen übrigen preußiſchen Wollmärkte ruhete das Ge: 
ſchäft am hiefigen Platze faſt ganz und erſt in den letzten acht Tagen find 
einige Hundert Ceniner polniſche und ungefähr ebenſoviel vorjährige ruſſiſche, 
ſowohl Fabrik⸗ als Rückenwäſche an Fabrikanten und Spinner aus dem 
Zollverein ohne Preisänderung verkauft worden. 

Zufuhren poſener, preußiſcher, polniſcher und öſterreichiſcher Wollen, die 
ſich durch gute Behandlung und ſchöne Wäſche empfehlen, kommen jetzt un 
unterbrochen heran. 

Die Handelskammer. Commiſſion für Wollberichte. 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris 30. Juni, Mittags 1% Uhr. Zproz. Rente 68, 30. Credit⸗ 

mobilier 850. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 512. 

London, 30. Juni, Nachm 3 Uhr. Silber 61%. 
Iproz. Spanier 44%. Mexikaner 28%. Sardinier 81 95 
96. 4 proz. Ruſſen 91%. Der fällige Dampfer aus 
Liſſabon angekommen. = - 5 

Wien, 30. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Min. Günſtige Stimmung. 
5pro:. Met. 70, 20. 4, pros Met. 62, 50. Bankaktien 826, Nordbahn 
202, 70, 1854er Looſe 92, 75. National⸗Anleihe 82, 20. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 255, —. Creditaktien 218, 70. London 126, 80, Hamburg 
94, 50. Paris 50, —. Gold —, —. Silber —, —, Glifabetbahn 161, 50, 
Lomb. Eiſenbahn 285, —. Neue Looſe 134, —. 1860er Looſe 92, 30. 

Frankfurt a. M., 30. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Die Ultimo⸗ 
Regulirung war ohne Einfluß auf die öſterreichiſchen Effekten, welche 
eſt blieben. — Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. — chluß⸗ Courſe: 
zudwigsbhafen⸗Bexbach 135. Wiener Wechſel 92%. Darmſtädter Ban'⸗ 
Aktien 216%. Darmſt. Bettelbant 248. Sprz. Met. 53%. 4 Aprz. Met. 47%. 
1854er Looſe 72 Oeſterr. National⸗Anleihe 62%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 


Conſols 91%, 
. SFproz. Ruſſen 
io Janeiro iſt in 


Eiſenb.⸗Aktien 236. Oeſterr. Bank⸗Antheile 760. Oeſterr. Credit⸗Aktien 200. 97 


Neueſte öſterr. Anleihe 73, Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 118%. Mhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 34%. Mainz⸗Ludwigsb. Litt. A. 12344. 

Hamburg, 30. Juni, Nachm. 2 U. 30 M. infangs animirt, ſpäter ruhiger. 
Schuß ⸗Courſe: National: Anleihe 63%. eſterr. Credit⸗Aktien 84. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 94%. Rheiniſche 92. Nordbahn 
62%. Disconto 4%. Wien —, —. Petersburg —. 

Hamburg, 30. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab 
auswärts ſtill. Roggen loco feſt, ab le Juli⸗Auguſt 83—84 
gefordert, ab Elbing 82—83 geboten. Oel vr. Onbr. 28½ —%. Kaffee 


nur Conſum⸗Geſchäft. Zink 5500 Centr. loco 11, 3500 Ctr. loco 12 Mk., 


1500 Ctr. . Juli⸗Aug. 12, 9000 Ctr. Sept.⸗Okt. 12%, 8000 Ctr. Sept. 


Okt. 12 M 


20,000 Ballen Umſatz. — 
der Aktionär 


Liverpool, 30. Juni. [Baumwolle.] 
Preiſe 1½ höher, noch ſteigend. 5 
Kaſſel, 30. Juni. In der beutigen Generalverſammlun ) 
der Nordbahn wurde die Dividende für das abgelaufene Ge chäftsjahr auf 
3 % beſtimmt. 4 £ : ä 
London, 30, Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). In Weiz 
zen wenig Geſchäft. Gerſte einen halben bis einen Schilling theurer. 
Weiße Erbſen zwei Schillinge höher. Guter Hafer feſt und gefragt, 
Schönes Wetter. 3 3 
Amſterdam, 30. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weiden 
4 Fl. höher. Roggen loco preishaltend, Termine feſt. Raps September⸗ 


Oktober 80%. Rüböl Herbſt 46%- 


auch in Fonds und manchen Prioritäten. Die Courſe ſind übrigens fat 
durchweg heute höher. (B.- u. H.⸗Z.) 

— . — —— — — 

Berliner Börse vom 30. Juni 1862. 

Fonds- und Geldeourse, ſtesi > 


Freiw. Binats-Anloihe]4% 11017, bz. Oborschles. B. 


Ts 122 @. Verk. fehl» 
dito Os 2 75 
— 3 


152 & 162%, bz. 


22410 4 5 185 5 5. 100 B F 
to » 4/101 % bz. dito Prior A. — — — 
dito 1553 100 8. dito Prior B. min (ent u 
dito 1865| 5 108 ½ bz. dito Prior C. — | 4 |964, d. 
Stasts-Schuld-Bah. ... 40%, ba. äito Prior D.. — | A % bz. 
Präm.-An!. von 1825 122% dz dito Prior E.. 3% 84 % bz 
Berliner Stadt-Obl. 402% bz dito Prior F. — 4% 101% G 
Oppeln-Ternow. | f 46% b 
Rrinz-W, (St.-V.) 7 45 à 61½ bz 
1% Bheinischo ..... 493%, br. 
dito (St) Pr. — 4102 B. 
dito Prio — 14 —.—.— 
dito III. Em. | — 7 88½% bz. 
Bhein-Nahebahn | — 321% bz. 
Ruhrort-Orofeld, | 34434191 % bx. 
Starg.-Posener ..| 4 34,100 bz. 
Thüringer * 119%, bz 
Wühelms-Bahn .| — | 4 814 ba. 
dito Prior — 491½ dz. 
dito III. Em. | — 4 — — 
dito Prior 8. — 42% 6. i 
dito dito | —- 5 94 bz 
: n Preuss. und ausl. Bank-Aetlen. 
Ausländische Fonds. i 
Ossterr. Metall.. . © 155% B. Berl. K.-Verein. 5j}; 418 B. 
dito Bor Pr.-Anl. | A 78 5 Beri.-Hand.-Ges. 4 % G. 
dito naue 100.fl.-L. — 72 bz u. G. Berl. W.-Ored.-G.!— 5 — 
dito Nat-Anleihe. 5 64% 4 % 4 %, ba. ||Braunschw.Bank| 4 | 4 80% etw. ba j 
dito Bankn.n.Whr.| — 79% Bremer 7 dr ia 126 B. 
uss.-engl, Anleihe 5 os dz. u. Coburg. Orodit-A.] 3472 @. 
dito B. Anlethe . . 5 86 bz Darmst. Zottel-B. 61 4 f E. 
dito poln. Sch.-Obi.| 4 182%, bs. Darmst. Oredb.-A. 5 | 4 |97 bz. u. G. 
Poln, Piandbriefe . 4. — Doss. Orcditb.-A. | — | 4 |5% bz. 
dito III Km. . . . 481%, bz Disc.-Um.-Anthl. | 6 | 4 b u. G. 
Donn, Obl. 4 C0 FI. . 462% B. Genf. Oreditb.-A. 24 46 etw. 4 47 b. 
dito & 300 EI. . 5 195%, baz aer B 5 4 187 etw. bz. 
dito a 200 FI.. — 8, 8. Hamb. Nrd. Bank d 44 G. 
Poln. Banknoton .. . 87 ½ b. u. G. „ Ver. „ 4 101 G. 
Kurhess. 40 Thlr. G. Hanno. 55 Ar 48% d 
Baden 35 Fl... . . . . . 31% B. Leipziger 3 408 @ t 
0 Luxemb & 10 1A %% 8 
Action-Course, Magd. Priv. 4% 4 [90 B 
2 — 6 [4 188% ba. 
Min: — | 6 28% mehr, bz. 
Aach.-D 2 5 85%, a86% ba | 
Aach,-Mastricht, | 3 ff! 4 |86 bz. ] 
Amst.-Botterdum Are 7 122 bz 
org.-Mär! N 46 bz. 
Borlin-Anhalter. 457% G. 
Berlin-Hamburg. 4 4G etw. bz. 
Borl.-Potsd.-Mgd.| 1 
Borlin-Btettiner . 
Broslau-Froibrg. 
Cölu-Mindener . [121,18 1178 
Frans. gt. 
— — 
Magd.-Wittenbrę. 
Ludw. A. 
Mecklenburger .. 
Münster- 
. 
N.-Schl.-2 
Nordb. (Fr.- 
dito 
Oderschles. A. „ 


bez., Sept.⸗Oktbr. 25% Thlr. bez., Oktbr.⸗Novbr. 25 Thlr. Br., Nov. Dez 
24% int Br. 75 2 15 

— Winterra ug.⸗Septbr.⸗Abladung 100 Thlr. pr. 1800 Pfd. bez. 
— Winterrübſen 98 I. für dito 15 1800 Pfd. bez. — R 


uli⸗Aug. b. 18 Thlr. bez. 


“ Breslau, 1. Juli. Wind: Welt. Wetter; leicht bewölkt. Thermo⸗ 
meter Früh 14, Wärme. Barometer 27“ 8 Die Angebote von Getreide 
waren nur mittelmäßig, jedoch der Kaufluſt genügend und ſomit Preiſe ohne 
beachtenswerthe Aenderung. 

Weizen bei matter Stimmung; pr. 8öpfd. weißer 74—87 Sgr., gelber 
74-85 Sgr. — Roggen behauptet; pr. 84pfd. 53 —56—59—61 Sgr. — 
Gerſte ohne regere Frage; vr. 70pfd. 39—39% Sgr. — Hafer gefragt; 
pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25½ —27 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — Wigen 
ſtill. — Bohnen ruhig. — Oelſaaten bei reichlichen Angeboten in trok⸗ 
tener Waare mehr beachtet. — Schlaglein wenig gefragt. 

Sgr. pr. Schſj. Sgr. pr. Schff. 
A 


Wien 33—37—40 
Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 
Schlagleinſaat . 160—185—210 
Winterraps 160 - 190 - 220 
ver Jagt in beben & = ee ... 206 -222— 242 

tleejaat in beiden Farben gefragt, rothe 7—10—11%—12% Thlr. 

weiße 8-11—13%—16—17 Thlr. a a 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Pfd. netto 22— 25 Sgr. 
Vor der Börſe. h 

Rohes Rüböl höher, pr. Ctr. loco 14% Thlr., Juli⸗Auguſt 14 Thlr., 

erbſt 14 Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% 

Thlr. Sommermonate und pr. Herbſt 18% Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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Weißer Weizen 
Gelber Weizen 87 


Geringer u. blauſpitziger 64—70—75 
53—58—61 
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